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Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 
— Nr. 21. —— 


AU ²*¹ ˙¹immͥ. 7 ͤ ům. 
Juhalt: Kirchengeſetz, betreffend die Veränderung der Perikopen in den Herzogthümern Bremen und Verden, 
S. 221. — Kirchengeſetz, betreffend die Deckung der durch die Beaufſichtigung des kirchlichen Bau⸗ 
weſens erwachſenden Koſten in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, S. 222. — 
Kirchengeſetz, betreffend die Deckung der durch die Superrepiſion der kirchlichen Rechnungen er 
wachſenden Koſten in der evangeliſch ⸗Lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, S. 224. — Geſetz 
zur Abänderung des F. 29 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das 
Verwaltungs ſtreitberfahren, vom — ranor S. 220. — Geſetz, betreffend die Erweiterung der 
Stadtgemeinde und des Stadtkreiſes Harburg, S. 227. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz 
vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ıc., 

S. 220. 


(Nr. 9293.) Kirchengeſetz, betreffend die Veränderung der Perikopen in den Herzogthümern 
Bremen und Verden. Vom 25. Mai 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen, unter Zuſtimmung der Landesſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannoper, was folgt: 
Einziger Paragraph. 

An die Stelle der in den Herzogthümern Bremen und Verden auf Grund 
des Ausſchreibens vom 15. Februar 1770 gebräuchlichen und in den Anhang 
des dortigen Geſangbuchs aufgenommenen epiſtoliſchen und evangeliſchen Perikopen 
treten die nach dem Ausſchreiben vom 10. November 1769 in dem früheren 
Konſiſtorialbezirk Hannover üblichen und in dem Anhang des evangeliſch⸗lutheriſchen 
Geſangbuchs der Hannoverſchen Landeskirche enthaltenen Perikopen. Zugleich werden 
die in dem Geſangbuch für die Herzogthümer Bremen und Verden enthaltenen 
übrigen Stücke (die Leidensgeſchichte und die Geſchichte der Zerſtörung Jeruſalems) 
mit den entſprechenden Stücken, welche in dem Anhang des evangeliſch⸗lutheriſchen 
Geſangbuchs der Hannoverſchen Landeskirche enthalten ſind, vertauſcht. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 25. Mai 1888. 


(L. S.) Friedrich. 
v. Goßler. 
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Ausgegeben zu Berlin den 22. Juni 1888. 
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(Fr. 9294.) Kirchengeſetz, betreffend die Deckung der durch die Beaufſichtigung des kirchlichen 
Bauweſens erwachſenden Koſten in der evangeliſch - lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover. Vom 26. Mai 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen über die Deckung der durch die Beaufſichtigung des kirchlichen Bau⸗ 
weſens erwachſenden Koſten in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover, mit Zuſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


§. 1. 
Zu den Koſten, welche durch den den Konſiſtorialbehörden oder Kirchen⸗ 
kommiſſarien zu gewährenden Beirath eines Bauverſtändigen erwachſen, hat jede 
Kirchengemeinde einen feſten jährlichen Beitrag von 50 Pfennigen zu entrichten. 


$. 2. 

Der durch dieſe feſten Beiträge nicht gedeckte Theil der im $. 1 bezeichneten 
Koſten wird von den Gemeinden nach Maßgabe des Kirchenvermögens durch 
Zuſchlagsbeiträge aufgebracht, und zwar ſollen von Kirchengemeinden mit einem 
Kirchenvermögen von 1 500 Mark bis zu 3000 Mark (auschließlich) ein Simplum 
und von 3000 Mark und darüber zwei Simpla erhoben, Gemeinden mit einem 
kirchlichen Vermögen unter 1 500 Mark aber von dieſen Zuſchlagsbeiträgen frei⸗ 
gelaſſen werden. 93 


Tochtergemeinden ſollen als ſolche zu den in §§. 1 und 2 bezeichneten Bei- 

trägen nicht herangezogen werden. 
$. 4. 

Der erforderliche Koſtenbedarf, ſowie der Geldbetrag des Simplums für 
die nach §. 2 zu erhebenden Zuſchlagsbeiträge werden durch einen von ſechs zu 
ſechs Jahren unter Zuſtimmung der Landesſynode von der Kirchenregierung feſt⸗ 
zuſtellenden Etat beſtimmt. 

Bei der erſtmaligen Feſtſtellung des Etats wird die Landessynode durch 
deren ſtändigen Ausſchuß vertreten. a 

Der einmal feſtgeſtellte Etat bleibt ſo lange in Kraft, bis die Feſtſtellung 
eines neuen Etats erfolgt iſt. N a 

§. 5. 

Behufs Ermittelung des kirchlichen Vermögens ($. 2) werden die Rein⸗ 
einnahmen, welche die nicht in Kapitalien beſtehenden Vermögenstheile ergeben, 
mit dem fünfundzwanzigfachen Betrage kapitaliſirt und dem vorhandenen Kapital⸗ 
vermögen hinzugerechnet, wogegen etwaige Kapitalſchulden von demſelben ab» 
gerechnet werden. 

Das Vermögen der Pfarren und niederen Kirchenbedienungen ſowie der 
Witthümer und das kirchliche Armenvermögen bleiben außer Anſatz. 
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Wegen ſolcher feſtſtehenden Zahlungen, welche zu Gunſten von Pfarrern, 
niederen Kirchendienern, Wittwen und Armen aus dem ſonſtigen kirchlichen Ver⸗ 
mögen zu leiſten ſind, iſt ein entſprechender Abſatz zu machen. 

6 


Die Feſtſtellung des hiernach ſich ergebenden Betrages des kirchlichen Ver⸗ 
mögens und der Zahl der zu zahlenden Simpla erfolgt durch Beſchluß des 
Konſiſtoriums, regelmäßig bei der Superreviſion der Rechnungen. Die ſtatt⸗ 
gehabte Feſtſtellung bleibt bis zu einer an ene Feſtſtellung in Kraft. 


Inſoweit die Parochialkirchenkaſſen zur Uebernahme von Beiträgen zu den 
durch die Beaufſichtigung des kirchlichen Bauweſens erwachſenden Koſten bisher 
ſchon verpflichtet waren, können dieſe Beiträge ohne Rückſicht auf die etwaige 
Verpflichtung Dritter, im Fall der Unzulänglichkeit der Kirchenkaſſe für dieſe 
einzutreten, nach wie vor auf die Kirchenkaſſe übernommen werden. 

Inſoweit eine Verpflichtung zur Zahlung ſolcher Beiträge erſt durch dieſes 
Kirchengeſetz entſteht, dürfen dieſe nur in dem Falle auf die Kirchenkaſſe über⸗ 
nommen werden, wenn nicht im Fall der Unzulänglichkeit Dritte ganz oder 
theilweiſe für die Kirchenkaſſe einzutreten haben. Anderenfalls ſind ſie durch eine 
entfprechende Leiſtung der Kirchengemeinde zu decken. 

8 


Die Beiträge werden von der Kirchenregierung erhoben und nach Maßgabe 
des Etats ($. 4) für den im $. 1 angegebenen Zweck verwendet. 
9 


Die über den Bauaufſichtskoſtenfonds geführte Jahresrechnung iſt, nachdem 
dieſelbe revidirt worden, dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landesſynode zur Einſicht 
vorzulegen. Id 

F. 10. 

Die den Beſtimmungen dieſes Kirchengeſetzes entgegenſtehenden älteren Vor⸗ 
ſchriften werden aufgehoben. Insbeſondere kommen diejenigen Gebühren in Weg⸗ 
fall, welche in der Generaldiözeſe Bremen⸗Verden für die Reviſion der Bauriſſe 
und Koſtenanſchläge bei kirchlichen Bauten gegenwärtig erhoben werden. 

11 


Die bisherigen Beſtimmungen über die Erhebung der Bauexpeditionsgebühren 
und ſonſtigen zur Deckung der Bauaufſichtskoſten von den Kirchengemeinden zu 
leiſtenden Abgaben bleiben fo lange in Kraft, bis der nach $. 4 Abſatz 2 feſt⸗ 
zuſtellende Etat in Geltung tritt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 26. Mai 1888. 


(L. S.) ZBriedrich. 
v. Goßler. 
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(Nr. 9295.) Kirchengeſetz, betreffend die Deckung der durch die Superreviſion der kirchlichen 
Rechnungen erwachſenden Köften in der evangeliſch⸗ lutheriſchen Kirche bet 
Provinz Hannover. Vom 27. Mai 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 


verordnen über die Deckung der durch die Superreviſion der kirchlichen Rechnungen 
erwachſenden Koſten in der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, 
mit Zuſtimmung der Landesſynode, was folgt: 

§. 1. 

Zu den beſonderen Koſten, welche bei den Konfiftorien durch die im $. 21 
des Kirchenvorſtandsgeſetzes vom 14. Oktober 1848 vorgeſchriebene Superreviſion 
der kirchlichen Rechnungen erwachſen, hat jede Kirchengemeinde, aus welcher eine 
oder mehrere Rechnungen bei den Konſiſtorien zur Superreviſion gelangen, einen 
jährlichen Beitrag zu entrichten, welcher nach Maßgabe der folgenden Beſtim⸗ 
mungen feſtgeſetzt wird. * 

Die Reviſionskoſtenbeiträge beſtehen in einem feſten jährlichen Beitrage, 
welcher von jeder beitragspflichtigen Kirchengemeinde zu entrichten iſt, und zwar 
von jeder Muttergemeinde mit 3 Mark und von jeder Tochtergemeinde mit 
1 Mark 50 Pfennig. Der durch dieſe feſten Beiträge nicht gedeckte Theil des 
Koſtenbedarfs wird von den Gemeinden durch Zuſchlagsbeiträge aufgebracht, welche 
nach der Höhe des kirchlichen Vermögens auf die einzelnen Kirchengemeinden in 
der Art umgelegt werden, daß von jeden vollen 1500 Mark des kirchlichen Ver⸗ 
mögens Ein Simplum zu erheben iſt. Gemeinden mit einem kirchlichen Vermögen 
unter 1500 Mark bleiben von dieſen Zuſchlagsbeiträgen befreit. 


$. 3. 

Der erforderliche Koſtenbedarf, ſowie der Geldbetrag des Simplums für 
die nach F. 2 zu erhebenden Zuſchlagsbeiträge werden durch einen von ſechs zu 
ſechs Jahren unter Zuſtimmung der Landesſynode von der Kirchenregierung 
feſtzuſtellenden Etat beſtimmt. 

Bei der erſtmaligen Feſtſtellung des Etats wird die Landesſynode durch 
deren ſtändigen Ausſchuß vertreten. 

Der einmal feſtgeſtellte Etat bleibt ſo lange in Kraft, bis die Feſtſtellung 
eines neuen Etats erfolgt iſt. 


$. 4. 
Behufs Ermittelung des kirchlichen Nan ($. 2) werden die Reinein⸗ 
nahmen, welche die nicht in Kapitalien beſtehenden Vermögenstheile ergeben, mit dem 
fünfundzwanzigfachen Betrage kapitalifirt und dem vorhandenen Kapitalvermögen 
hinzugerechnet, wogegen etwaige Kapitalſchulden von demſelben abgerechnet werden. 

Das Vermögen der Pfarren und niederen Kirchenbedienungen ſowie der 
Witthümer und das kirchliche Armenvermögen bleiben außer Anſatz. Wegen 
ſolcher feſtſtehenden Zahlungen, welche zu Gunſten von Pfarrern, niederen Kirchen— 
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dienern, Wittwen und Armen aus dem ſonſtigen kirchlichen Vermögen zu leiſten 
find, iſt ein entſprechender Abſatz zu machen. f 


$.5. 

Die Feſtſtellung des hiernach ſich ergebenden Betrages des kirchlichen Ver⸗ 
mögens und der Zahl der zu zahlenden Simpla erfolgt durch Beſchluß des Kon⸗ 
ſiſtoriums, regelmäßig bei der Superreviſion der Rechnungen. Die ſtattgehabte 
Feſtſtellung bleibt bis zu einer anderweiten Feſtſtellung in Kraft. 


$. 6. 

Inſoweit die Parochialkirchenkaſſen zur Uebernahme der Reviſionskoſten⸗ 
beiträge bisher ſchon verpflichtet waren, können dieſe ohne Rückſicht auf die etwaige 
Verpflichtung Dritter, im Fall der Unzulänglichkeit der Kirchenkaſſe für dieſe 
einzutreten, nach wie vor auf die Kirchenkaſſe übernommen werden. 

Inſoweit eine Verpflichtung zur Zahlung der Reviſionskoſtenbeiträge erſt 
durch dieſes Kirchengeſetz entſteht, dürfen dieſe nur in dem Falle auf die Kirchen⸗ 
kaſſe übernommen werden, wenn nicht im Fall der Unzulänglichkeit Dritte ganz 
oder theilweiſe für die Kirchenkaſſe einzutreten haben. Anderenfalls find fie durch 
eine entſprechende Leiſtung der Kirchengemeinde zu decken. 

8 5 
Die Reviſionskoſtenbeiträge werden von der Kirchenregierung erhoben und 
nach Maßgabe des Etats ($. 3) für den im §. 1 angegebenen Zweck verwendet. 
$. 8. 

Die über den Reviſionskoſtenfonds geführte Jahresrechnung iſt, nachdem 
dieſelbe revidirt worden, dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landessynode zur Einſicht 
vorzulegen. 

§. 9 


Die den Beſtimmungen dieſes Kirchengeſetzes entgegenſtehenden älteren 
Vorſchriften werden aufgehoben. wi 

Die Einrichtung der Bauexpeditionsgebühren wird durch dieſes Kirchengeſetz 
nicht berührt. 

§. 10. 

Die bisherigen Beſtimmungen über die Erhebung der ſogenannten Re⸗ 
viſionsgebühren bleiben jo lange in Kraft, bis der nach $. 3 Abſatz 2 feſtzuſtellende 
Etat in Geltung tritt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 27. Mai 1888. 


(L. S.) Friedrich. 
v. Goßler. 


(Nr. 9295 — 9296.) 


8 


(Nr. 9296.) Geſetz zur Abänderung des F. 29 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der 


Verwaltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren, vom en 


(Gejeg-Samml. 1880 S. 328). Vom 27. Mai 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den geſammten 
Umfang der Monarchie, was folgt: 


Artikel 1. 

Der Abſatz 1 des $. 29 des Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Ver- 
waltungsgerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren, vom 2. Wg 1880 (Geſetz⸗ 
Samml. von 1880 S. 328) wird durch folgende Vorſchriften erſetzt: 

Will ein Senat des e in einer Rechtsfrage von 
einer früheren Entſcheidung eines anderen Senats oder des Plenums abweichen, 
fo iſt über die ſtreitige Rechtsfrage die Entſcheidung des Plenums des Gerichts 
hofes einzuholen. Dieſelbe erfolgt in allen Fällen ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung. Vor der Entſcheidung des Plenums iſt jedoch den von den 
Reſſortminiſtern zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes beſtellten Kom⸗ 
miſſarien Gelegenheit zu geben, ſich ſchriftlich über die zur Entſcheidung ſtehende 
Rechtsfrage zu äußern. 

Die Entſcheidung der Rechtsfrage durch das Plenum iſt in der zu ent⸗ 
ſcheidenden Sache bindend. 0 

Soweit die Entſcheidung der Sache eine vorgängige mündliche Verhandlung 
erfordert, erfolgt dieſelbe durch den erkennenden Senat auf Grund einer erneuten 
mündlichen Verhandlung, zu welcher die Parteien unter Mittheilung der ergangenen 
Entſcheidung der Rechtsfrage zu laden ſind. 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz findet auf alle zur Zeit ſeines Inkrafttretens noch nicht end» 
gültig entſchiedenen Sachen Anwendung. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 
Gegeben Charlottenburg, den 27. Mai 1888. 


(I. S.) Friedrich. 
v. Puttkamer. v. Maybach. Frhr. v. Lucius. v. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Bismarck. 
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(Nr. 9297.) Geſetz, betreffend die Erweiterung der Stadtgemeinde und des Stadtkreiſes 
Harburg. Vom 4. Juni 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
. 1. 


Die Schloßgemeinde Harburg, die Hafengemeinde Harburg und die Ge⸗ 
einde Heimfeld, Landkreiſes Harburg, werden unter den in der Anlage bezeichneten 
ee vom 1. Juli 1888 ab mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe 


arburg vereinigt. 
$. 2. 
Der Minifter des Innern und der Miniſter der geiftlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinal⸗Angelegenheiten werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Schloß Friedrichskron, den 4. Juni 1888. 


(L. S.) Friedrich. 


v. Puttkamer. v. Maybach. Frhr. v. Lucius. v. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. Gr. v. Bismarck. 


Bedingungen 
für 
die Erweiterung der Stadtgemeinde und des Stadtkreiſes Harburg. 


$. 1. 

Die Gemeindeverfaſſung der Stadt Harburg tritt für den, aus der Schloß⸗ 
gemeinde Harburg, der Hafengemeinde Harburg und der Gemeinde Heimfeld 
beſtehenden Anſchluß in allen Beziehungen in Kraft. 

$. 2. 
Alle Rechte und Pflichten der angefchloffenen Gemeinden gehen auf die 


Stadtgemeinde Harburg über. 
(Nr. 9297.) 
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$. 3. 


Der gefammte Anſchlußbezirk bildet, bis zu anderweitiger ortsſtatutariſcher 
Beſtimmung, äußeres Stadtgebiet im Sinne der $$. 8 und 9 der Hannoverſchen 
repidirten Städteordnung vom 24. Juni 1858 (Hannoverſche Geſetz⸗Samml. 
Abtheilung I S. 141). 


$. 4. 


Jeder, der am 1. Juli 1888 innerhalb des Anſchlußbezirkes ein Wohnhaus 
eigenthuͤmlich beſitzt, erhält das Bürgerrecht der Stadt Harburg unentgeltlich. 
Erwirbt ein ſolcher nach jenem Zeitpunkte ein Wohnhaus in dem alten Stadt ; 
gebiete, ſo hat derſelbe das volle Bürgergeld zu zahlen. 

Wer nach jenem Zeitpunkte ein Wohnhaus im äußeren Stadtgebiete erwirbt, 
hat das halbe Bürgergeld zu entrichten. Erwirbt ein ſolcher hinterher ein Wohn⸗ 
haus im inneren Stadtgebiete, ſo iſt er zur Nachzahlung der zweiten Hälfte des 
Bürgergeldes verpflichtet. 

§. 5. 

Die Grundabgabe von Gebäuden nach F. 2 des Abgabenſtatuts für die 
Stadt Harburg vom 28. April 1886 wird in dem Anſchlußbezirke, ſo lange und 
ſoweit derſelbe zum äußeren Stadtbezirke gehört, nicht erhoben. An deren Stelle 
tritt ein Zuſchlag zur Staatsgebäudeſteuer bis zu 140 Prozent in dem bisherigen 
Bezirke der Schloß⸗ und der Hafengemeinde und bis zu 200 Prozent in dem 
bisherigen Bezirke der Gemeinde Heimfeld. 


$. 6. 

Bis zu einer anderweitigen ortsſtatutariſchen Beſtimmung bildet der bis⸗ 
herige Gemeindebezirk Heimfeld einen beſonderen Wahlbezirk für die Wahl eines 
Bürgervorſtehers, ſo daß ein Bürgervorſteher zu der gegenwärtigen Zahl der 
Mitglieder des Bürgervorſteherkollegiums der Stadt Harburg hinzutritt. 

Der Bezirk der Schloß⸗ und der Hafengemeinde wird, bis zu anderweitiger 
ortsſtatutariſcher Beſtimmung, dem beſtehenden erſten Bezirke für die Wahl der 
Bürgervorſteher zugelegt. 


. 7, 


Die kirchlichen Verhältniſſe in dem Anſchlußbezirke werden durch deſſen Ver 
einigung mit dem Stadtbezirke Harburg nicht berührt. 


$ 8. 


Die Rechte und Pflichten des Schulverbandes Heimfeld gehen auf den 
Schulverband der Stadtgemeinde Harburg über. 


BE: 


In den Schulverhältniſſen der Schloß- und der Hafengemeinde tritt eine 
Aenderung nicht ein. = 


Die in Folge der Vereinigung des Anſchlußbezirkes mit der einen Stadt- 
kreis bildenden Stadtgemeinde Harburg nothwendig werdende Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem Landkreiſe und dem Stadtkreiſe Harburg erfolgt in dem durch $. 3 
Abſatz 2 der Kreisordnung für die Provinz Hannover vom 6. Mai 1884 
(Geſetz-Samml. S. 181) vorgeſchriebenen Verfahren. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das unterm 30. Januar 1888 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 
und Bewäſſerungsgenoſſenſchaft zu Vinſebeck im Kreiſe Hözter durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Minden Nr. 15 S. 95, ausgegeben 
den 14. April 1888; 

2) der Allerhöchſte Exlaß vom 29. Februar 1888, betreffend eine Abänderung 
des Statuts für die Deichgenoſſenſchaft der Alten Laache vom 27. März 
1882, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 18 
S. 121, ausgegeben den 5. Mai 1888; 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 14. März 1888, betreffend die Anwendung 
des Enteignungsrechts zur Erwerbung derjenigen Grundflächen, welche 
behufs Regelung der Abwäſſerungsverhältniſſe der Treeneniederung für 
eine dritte Entwäſſerungsſchleuſe und für ein neues Unterthor in der 
Treene bei Friedrichſtadt im Kreiſe Schleswig, ſowie zur Regulirung an⸗ 
ſchließender Uferftreden ſeitens des Staats erforderlich find, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 21 S. 196, aus 
gegeben den 5. Mai 1888; 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 21. März 1888, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Firma L. Weſſel zu Bonn bezüglich der 
zum Bau einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Anſchlußbahn von 
dem Güterbahnhofe zu Bonn nach ihrer in Poppelsdorf belegenen Porzellan- 
fabrik erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regie⸗ 
rung zu Cöln Nr. 19 S. 139, ausgegeben den 9. Mai 1888; 

5) der unterm 28. März 1888 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statut 
für die Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Kielezewo im Kreiſe Koſten vom 
2. Mai 1887 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 20 
S. 173, ausgegeben den 15. Mai 1888; 
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6) der Allerhöchſte Erlaß vom 19. April 1888, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Reſidenzſtadt Caffel auf Grund der Aller⸗ 
höchſten Privilegien vom 1. Oktober 1868, 26. Juni 1872 und 4. Oktober 
1878 aufgenommenen Anleihen von 4 auf 3½ Prozent, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 24 S. 110, ausgegeben den 
23. Mai 1888; 


7) der Allerhöchſte Erlaß vom 19. April 1888, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis 
Raſtenburg für die von demſelben zu bauende Chauſſee von Glittehnen 
nach Gelbſch, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg 
Nr. 20 S. 155, ausgegeben den 17. Mai 1888; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 23. April 1888, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft „Dampfſtraßenbahn zwiſchen 
Groß-Lichterfelde (Anhalter Bahnhof) und Seehof-Teltow“ hinſichtlich 
der zur Herſtellung einer Dampfſtraßenbahn von dem Bahnhofe der Berlin- 
Anhaltiſchen Eiſenbahn in Groß-Lichterfelde nach der Stadt Teltow und 
deren Weiterführung ſüdlich um Teltow bis zum Chauſſeehauſe vor 
Stahnsdorf erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Potsdam Nr. 20 S. 183, ausgegeben den 18. Mai 1888; 
der Allerhöchſte Erlaß vom 23. April 1888, betreffend die Genehmigung 
des neunten Nachtrags zu dem revidirten Reglement für die Feuerſozietät 
der Provinz Poſen vom 9. September 1863, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 20 S. 173, ausgegeben den 
15. Mai 1888, 
der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 20 S. 165, ausgegeben 
den 18. Mai 1888; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 1. Mai 1888, betreffend die Herabſetzung des 
Zinsfußes der von dem Kreiſe Niederung auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 14. Oktober 1887 aufgenommenen Anleihe von 4 auf 
3% Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen 
Nr. 22 S. 239, ausgegeben den 30. Mai 1888; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 1. Mai 1888 wegen Ausfertigung auf 
den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadtgemeinde Kreuznach im 
Betrage von 1000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Coblenz Nr. 24 S. 133, ausgegeben den 31. Mai 1888. 
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